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Datenschutzhinweise gemäß Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung 
 

1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit 
Es werden Daten von Ihnen im Zusammenhang mit Ihrem Antrag auf Erteilung eines 
Wohnberechtigungsscheins sowie der Entscheidung zur Überlassung von mietpreis- und 
belegungsgebundenem Mietwohnraum verarbeitet.  

2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen für die Datenerhebung 
 
Verantwortlich für die Datenerhebung ist: 
 
(Bezeichnung der Behörde 
Adresse 
Telefon 
Telefax 
E-Mail) 
 

3. Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten  
 
Der/die Beauftragte für den Datenschutz ist erreichbar unter:  
 
(Bezeichnung der Behörde 
Adresse 
Telefon 
Telefax 
E-Mail) 

4. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 

4a) Zwecke der Verarbeitung 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden erhoben, um den Antrag auf Erteilung eines 
Wohnberechtigungsscheins sowie die Entscheidung zur Überlassung von mietpreis- und 
belegungsgebundenem Mietwohnraum zu bearbeiten. 

4b) Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
 
Ihre Daten werden auf der Grundlage von Art. 6 Abs.1 Buchstabe e) DSGVO i.V.m. § 21 
Brandenburgisches Wohnraumförderungsgesetz (BbgWoFG) und § 5 Abs. 1 Brandenburgisches 
Datenschutzgesetz (BbgDSG) verarbeitet.  

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Ihre personenbezogenen Daten werden ggf., sofern dies zur Bearbeitung des Vorgangs erforderlich ist, 
weitergegeben an  

 die Sonderaufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 BbgWoFG 
 das Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten 
 die Investitionsbank des Landes Brandenburg, Babelsberger Straße 21, 14473 Potsdam 
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 die für Sie zuständige Finanzbehörde 
 ihren Arbeitgeber 

6. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 
Ihre personenbezogenen Daten werden nach der Erhebung bei der Kommune so lange gespeichert, 
wie dies für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

7. Betroffenenrechte 
Nach DSGVO stehen Ihnen folgende Rechte zu: 
 

a. Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die 
zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

b. Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf 
Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

c. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder 
Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung 
einlegen (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

d. Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung 
besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht 
Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 

 
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

8. Beschwerderecht  
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie der Ansicht 
ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 
 
Wenn Sie sich an die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht 
wenden möchten, können Sie sie wie folgt kontaktieren:  
 

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht  
Dagmar Hartge  
Stahnsdorfer Damm 77  
14532 Kleinmachnow  
Telefon: 033203/356-0  
Telefax: 033203/356-49  
E-Mail: Poststelle@LDA.Brandenburg.de 

 
Weitere Informationen können Sie dem offiziellen Internetauftritt der Landesbeauftragten unter 
http://www.lda.brandenburg.de entnehmen. 
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5. Durchführung von gerichtlichen Verfahren einschließlich Strafverfahren

Zur Durchführung von gerichtlichen Verfahren einschließlich Strafverfahren werden personenbezogene Daten unter 
den Voraussetzungen der §§ 68, 69 SGB X an die Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften und Gerichte übermittelt.  

6. Löschung Ihrer personenbezogenen Daten

Personenbezogene Daten werden von der Wohngeldbehörde gelöscht, wenn sie für die Durchführung des 
Wohngeldgesetzes nicht mehr benötigt werden (vgl. § 33 Abs. 3 Satz 3, Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 Satz 6 und 7,  
§ 35 Abs. 2 Satz 2 WoGG, § 19 Abs. 4 und § 20 WoGV) und rechtliche Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind (vgl. 
Teil A Nr. 24.01 Wohngeld-Verwaltungsvorschrift: Aufbewahrung längstens zehn Jahre, um z. B. Entscheidungen 
über rückwirkende Änderungen bzw. bei Rechtswidrigkeit zu ermöglichen, § 27 Abs. 4 Satz 3 und § 33 Abs. 2 Satz 2 
WoGG, § 45 Abs. 3 Satz 4 SGB X).  

Innerhalb der vorstehend genannten Fristen besteht kein Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO. 

7. Recht auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten, auf Datenübertragbarkeit und Widerspruch; Widerruf einer Einwilligung; Beschwerde

Wenn Sie eine Auskunft zu den zu Ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten wünschen, wenden Sie 
sich bitte an Ihre zuständige Wohngeldbehörde. Sie können auch den Datenschutzbeauftragten zu Rate ziehen.  
Auf Wunsch wird Ihnen ein Auszug zu den zu Ihrer Person gespeicherten Daten zur Verfügung gestellt.  

Wenn Sie feststellen, dass zu Ihrer Person gespeicherte Daten fehlerhaft oder unvollständig sind, können Sie jeder-
zeit die unverzügliche Berichtigung oder Vervollständigung dieser Daten verlangen.  

Unter den Voraussetzungen des Artikel 18 DSGVO in Verbindung mit § 84 Abs. 3 SGB X können Sie eine 
Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten verlangen. Dies kommt z. B. dann in Betracht, wenn die 
Wohngeldbehörde die Daten nicht mehr länger benötigt, Sie diese jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen und eine Löschung der Daten Ihre schutzwürdigen Interessen 
beeinträchtigen würde. 

Im Zusammenhang mit der Wohngeldbearbeitung besteht kein Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 
DSGVO, da die Datenverarbeitung im Wohngeld im öffentlichen Interesse liegt (vgl. Artikel 21 Abs. 3 DSGVO).  

Es besteht auch kein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten nach Artikel 21 
Abs. 1 DSGVO, da wohngeldrechtliche Vorschriften die Verarbeitung von personenbezogenen Daten vorsehen (vgl. 
§ 84 Abs. 5 SGB X). 

Sollten Ihre personenbezogenen Daten aufgrund Ihrer ausdrücklichen Einwilligung verarbeitet (d. h. insbesondere 
erhoben) worden sein, können Sie diese Einwilligung jederzeit nach Artikel 7 Abs. 3 DSGVO widerrufen. Dadurch 
wird jedoch nicht die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung Ihrer Daten bis zu Ihrem Widerruf berührt.  

Sollten Sie mit den Auskünften Ihrer Wohngeldbehörde bzw. mit der von ihr vorgenommenen Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nicht einverstanden sein, können Sie sich mit einer Beschwerde an die/den 
Landesdatenschutzbeauftragten als Aufsichtsbehörde wenden.

8. Kontaktdaten

Verantwortlicher:

 (Name und Kontaktdaten der jeweiligen Wohngeldbehörde)

 
(behördlicher) Datenschutzbeauftragter:

 ((möglichst nicht personifizierte) Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten der jeweiligen Wohngeldbehörde)

Aufsichtsbehörde:

Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht 
Stahnsdorfer Damm 77, 14537 Kleinmachnow

Tel.: 033203/356-0; Fax: 033203/356/49; E-Mail: Poststelle@LDA.Brandenburg.de
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Ich bestätige, dass ich die Informationen zum Datenschutz zur Kenntnis genommen habe.
Ort, Datum Unterschrift


